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AbhAndlung
Zusammenfassung:  In  diesem beitrag  untersuchen wir  das Abstimmungsverhalten  der länder 
bei  namentlichen Abstimmungen  im bundesrat  im  Zeitraum  von  der  deutschen Wiedervereini-
gung  1990  bis  zum  Ende  der  Regierung  gerhard  Schröders  2005. Wir  gehen  der  Frage  nach, 
ob  und wenn  ja,  wann  und  in  welchem Ausmaß  der  bundesrat  parteipolitisiert  ist. Analytisch 
geht  es  um  die  Frage,  wie  ein  durch  originär  sachpolitische  Interessen  motiviertes  Verhalten 
von  einem  solchen  unterschieden werden  kann,  das  sich  ausschließlich  am  strategischen Wett-
bewerb  der  Parteien  um Wählerstimmen  orientiert. Wir  entwickeln  dazu  eine Analysemethode, 







Abstract:  The article analyzes  the  roll  call voting behavior of german länder governments  in 
the bundesrat from 1990 to 2005. We examine if, when, and to what extent the german bundesrat 
























Keywords:  German Bundesrat · Significant party behavior · Roll calls · Item response model · 
bayesian statistics
Berlin, 22. März 2002. Bundesratsgebäude. Es steht die Abstimmung über das Zuwande-
rungsgesetz an. Das Land Rheinland-Pfalz hat eine Abstimmung durch Aufruf der Länder 
beantragt; die Stimmführer der Länder müssen also ihr Votum für oder gegen das von 
der rot-grünen Bundesregierung eingebrachte Gesetz mit „Ja“ oder „Nein“ zu Proto-
koll geben. Bundesratspräsident Klaus Wowereit lässt die Länder in der Reihenfolge des 
Alphabets aufrufen. Brandenburg ist an der Reihe. Sozialminister Alwin Ziel ruft „Ja“, 
Innenminister Jörg Schönbohm setzt mit einem schnellen „Nein“ hinterher. Unruhe ent-
steht. Wowereit weist darauf hin, dass die Stimmen eines Landes einheitlich abzugeben 
seien und nimmt dann ein „Ja“ von Regierungschef Manfred Stolpe zu Protokoll. Hessens 
Ministerpräsident Roland Koch protestiert lautstark, und wenige Minuten später muss die 
Sitzung unterbrochen werden.
1   Einleitung
die 774. Sitzung des deutschen bundesrats  am 22. März 2002 hat  längst Eingang  in 



















































treter  nicht  allein  sachpolitische  Interessengegensätze widerspiegelt,  sondern  auch  die 
Parteidisziplin, die nach der These von der „parteipolitischen Instrumentalisierung“ von 
den Parteilagern gegenüber den jeweiligen landesregierungen eingefordert wird. Im Mit-











lisierung  entlang  der  Parteilager  besser  oder weniger  gut  geeignet  sind. unser weiter 
reichendes Erkenntnisinteresse liegt in der Erklärung unterschiedlicher grade der Partei-
politisierung; unser unmittelbares Ziel in diesem beitrag besteht in der nachzeichnung 



























Abstimmungen  die Voten  der  bundesratsmitglieder  namentlich  verzeichnet  sind.  das 













im  bundesrat  im  untersuchungszeitraum  weitgehend  entlang  einer  eindimensionalen 
Konfliktlinie beschreiben, welche sowohl Merkmale der ideologischen Links-Rechts-
dimension  des  deutschen  Parteiensystems  als  auch  des  strukturellen  dualismus  von 
Regierung und Opposition aufweist. Ob hier ein Partei- oder ein Strukturkonflikt vor-
 Für die Interpretation „bayesianischer Konfidenzintervalle“ s. Broscheid (2006, S. 50–51) oder 
gill (2002, S. 199–238).
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herrscht, ist aufgrund der Überlagerung der Konfliktlinien nicht zu entscheiden. Zweitens 
spielen originäre länderinteressen eine wichtige Rolle, was sich etwa daran zeigt, dass 
Koalitionsregierungen  gleicher  Zusammensetzung,  aber  unterschiedlicher  länder  aus-
drücklich unterschiedliche sachpolitische Positionen aufweisen. Während dies die Ergeb-
nisse von Shikano (2008) bestätigt, zeigt unsere Analyse des Abstimmungsdrucks ferner, 
dass zwar nicht in allen Fällen, teilweise aber erheblicher Einfluss von der Bundespolitik 
auf das Verhalten der bundesratsvertreter ausgeht; so beim Steuerentlastungsgesetz der 




































et al. 2007). Von significant party behavior, also einem signifikanten Parteieneinfluss, ist 
nach Krehbiel (1993, S. 240) nur dann zu sprechen, wenn das individuelle Verhalten „im 
Einklang mit  den  bekannten Parteizielen,  aber  entgegen  der  persönlichen Präferenzen 
ist“ [unsere Übersetzung]. umgekehrt bedeutet dies, dass die beobachtung geschlossener 
Parteienlager allein ein schlechter Indikator für den Parteieneinfluss ist. Erst geschlos-
senes  Verhalten  trotz  heterogener  Präferenzen  der  Abgeordneten  verweist  auf  einen 
Parteieinfluss auf das Abstimmungsverhalten bzw. andere Formen des Verhaltens. Für 
die Fragestellung ist dabei unerheblich, wie die individuellen Abgeordnetenpräferenzen 
zustande  kommen,  ob  sie  das  Ergebnis  von  Parteisozialisation  der Abgeordneten  und 
Selektionsprozessen in parteiinternen nominierungsverfahren sind (was die homogeni-
tät der Parteien stärken würde) (Maor 1997) oder eher genuin persönliche Einstellungen 




tung  bzw. bedeutungslosigkeit  von  Parteien. das Kernproblem  dabei  ist  die  fehlende 
Information über die sachpolitischen Akteurspräferenzen (Krehbiel 1993; binder et al. 
1999). Zwar  erlaubt  eine  statistische Analyse  des Abstimmungsverhaltens  eine  Schät-
zung von Akteurspositionen (Poole 2005; Shikano 2008). gleichwohl sind derartige Ver-
fahren dann ungeeignet, wenn beispielsweise Positionsschätzungen unter der Annahme 








desratsprinzip im Besonderen Randbedingungen für den parteipolitischen Einfluss defi-
nieren, die eine unveränderte Anwendung des Konzepts unangemessen erscheinen lassen. 
Erstens geben die bundesratsvertreter  als delegierte der landesregierungen und nicht 
als  individuelle Abgeordnete  ihre  Stimme  ab.  Zweitens  versuchen  landesregierungen 
sowohl spezifische Landesinteressen als auch die programmatischen Positionen der Par-
teien  umzusetzen, mithilfe  derer  sie  überhaupt  erst  ins Amt  gewählt wurden. drittens 
kann unterstellt werden, dass die handlungslogik des parlamentarischen Systems zwar 










Schwerer  wiegt  hingegen  die  Erwartung,  landesregierungen  seien  auch  einheitliche 
Akteure in dem Sinne, dass sie über wohldefinierte Präferenzen verfügten, eben gerade 
so wie individuelle Abgeordnete. Wenn landesregierungen aus Koalitionen hervorgehen, 
dann sind sachpolitische, aber auch parteipolitische Konflikte vorprogrammiert. Koali-






allem  bei  gemischten landesregierungen  beobachtet werden. Wir werden  deshalb  bei 
der nachfolgenden Analyse davon ausgehen, dass die delegierten der landesregierungen 
über eine ideologische oder sachpolitische „Position“ verfügen und diese durchzusetzen 








fliktraums, in dem sich die Bundesratsvertreter als Delegierte der Landesregierungen 
einordnen lassen. In Zweikammersystemen werden die Mitglieder der beiden Kammern 
oftmals nach ähnlichen Verfahren bestimmt, sodass  im Ergebnis von ähnlichen,  in der 
Regel parteipolitischen Hauptkonfliktlinien in den beiden Kammern ausgegangen werden 
kann. Mit der deutschen besonderheit  einer länderkammer  sind hingegen neben dem 
parteipolitischen Konflikt zwei weitere potenzielle Konfliktlinien institutionell verankert: 
erstens der horizontale Interessenkonflikt zwischen den Landesregierungen innerhalb des 
bundesrats, der sich beispielsweise an der gestaltung des horizontalen Finanzausgleichs 




parteipolitische Konflikt der Parteien überlagere nicht nur, sondern dominiere oftmals 




fliktregelungsmuster in der bikameralen Gesetzgebung: den Parteienwettbewerb inner-
halb beider Kammern einerseits und das kooperative Aushandeln zwischen den Kammern 
andererseits. lehmbruch und Steffani gehen also davon aus, dass konkrete sachpolitische 











Konfliktraums. Die Analysen zeigen, dass sich das Akteursverhalten gut unter Zugrunde-
legung einer einzelnen Konfliktdimension beschreiben lässt.4 Allerdings können wir nicht 
abschließend beurteilen, ob die Konfliktdimension einen sachpolitischen oder einen par-
teipolitischen Konflikt widerspiegelt. Ein Indiz für einen Letzteren ergäbe sich aber, wenn 
parteipolitischer druck beim Abstimmungsverhalten nachgewiesen werden könnte.





















S.  317).5 Auch  kann  angenommen werden,  dass  erst  vermeintlich  knappe Mehrheiten 
die Ausübung von Parteidruck nötig machen. Wenn beispielsweise vorhersehbar ist, dass 
die ländervertreter einhellig eine Regierungsvorlage zurückweisen, dann wird sich diese 
Ablehnung  kaum  verhindern  lassen.  dies  sollte  unabhängig  davon  gelten,  ob  länder 
aus dem Regierungs- oder dem Oppositionslager eine bundesratsmehrheit bilden. Eine 
andere Frage ist, welche landesregierungen überhaupt einem Parteidruck ausgesetzt wer-
4  Quantitativ  exakt  beziffern können wir  die differenz  zwischen  ein- und mehrdimensionalen 













sie „sanktionsfähig“ und mithin dem Einfluss der Bundesparteien ausgesetzt sind; für 
gemischte Landesregierungen ist eine solche Einflussnahme weniger vorstellbar.6 unter-
suchen wir nun, ob sich in den namentlichen Abstimmungen des bundesrats hinweise für 
























































erschließen,  ob  es  sich  bei  namentlichen Abstimmungen  um  typische Abstimmungen 
handelt. Allerdings glauben wir, dass es hinsichtlich unserer Frage nach dem grad der 
Parteipolitisierung durch die beschränkung auf namentliche Abstimmungen a priori zu 






















vorläufige und die nachherige zweite Geschäftsordnung namentliche Abstimmungen nur 
auf Antrag vorsahen. der Vergleich der dimensionalität des Abstimmungsverhaltens unter 
diesen unterschiedlichen Verfahrensvorgaben zeigt keinen unterschied in der Wichtigkeit 
der parteipolitischen Konfliktdimension. Kurzum: Es gibt keinen Grund zur Annahme, 
dass es durch die beschränkung auf namentliche Abstimmungen zu asymmetrischen Ver-
zerrungen kommen wird.11
das Abstimmungsverhalten der länder  ist  zwar beobachtbar;  allerdings wissen wir 
aufgrund  unserer  theoretischen Vorüberlegungen,  dass  es  von  verschiedenen  Faktoren 
abhängen sollte. Neben spezifischen Faktoren, die mit dem politischen Inhalt der Abstim-
mung  zu  tun  haben,  erwarten  wir,  dass  auch  die  Parteipolitik  das  jeweilige Abstim-






























ij = Ui(Jaj)− Ui(Neinj). 
natürlich  können wir  diese nutzendifferenz  nicht  direkt  beobachten,  sondern  nur  das 
letztendliche Abstimmungsverhalten. Wir erwarten immer dann eine Zustimmung, wenn 
der entsprechende nutzen eines landes aus der Annahme einer Vorlage überwiegt, das 
heißt  y∗ij > 0 . Eine Ablehnung erwarten wir für den Fall  y∗ij  0 .12
nachdem  der  grundlegende  Entscheidungsmechanismus  eingeführt  ist, müssen wir 
präzisieren, wie einzelne landesregierungen die im bundesrat zur Abstimmung vorge-
sehenen Vorlagen  bewerten.  Intuitiv  sollten Vorlagen  –  abgesehen  von  rein  zufälligen 
Einflüssen – systematisch umso positiver bewertet werden, je näher sie im zugrunde 
liegenden  (eindimensionalen)  Politikraum  an  der  eigenen  präferierten  Position  liegen. 
dazu nehmen wir an, dass die landesregierungen quadratische Verlustfunktionen besit-
zen.13 Somit ergibt sich der nutzen der Zustimmung des landes i zu einer Vorlage j als 
Ui(Jaj) = −(xi − Jaj)2 + εJaij  und analog für den nutzen der Ablehnung bzw. der beibe-
haltung des Status quo Ui(Neinj) = −(xi − Neinj)
2 + εNeinij . dabei sind εJaij  und εNeinij  sto-




durch  geschicktes  Parametrisieren  erhalten  wir  daraus  das  folgende  latente  lineare 
Regressionsmodell  y∗ij = βjxi − αj + εij .  Wenn  wir  nun  wie  bei  jeder  gewöhnlichen 
logistischen Regression  für  den  Fehlerterm  εij  die gumbel-Verteilung  annehmen  (vgl. 
etwa Tutz 2000, S. 189), dann  lässt sich die Wahrscheinlichkeit, dass ein land  i einer 
Vorlage j zustimmt,




13  dies  ist  eine  übliche  Annahme  bei  räumlichen  Modellen  (Ordeshook  1986,  S.  25).  die 
unterstellung  alternativer distanzfunktionen hat  Implikationen  für  die Existenz  von gleich-
gewichtslösungen  in mehrdimensionalen Politikräumen  (humphreys u. laver 2009) und die 
Risikoeinstellung  (z. b.  Shikano  u.  behnke  2009).  beides  ist  im  vorliegenden Modell  nicht 
relevant.









Pr (Jaij) = Pr (y∗ij > 0) = Pr (βjxi − αj + εij > 0) = (βjxi − αj),
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  ,                  (1)





einer  landesregierung  bezüglich  einer  bestimmten Vorlage  aus  ihrem  rekonstruierten 
Idealpunkt,  d. h.  ihrer  wahren  Positionen,  vorhersagen  lässt.  Systematisch  von  null 
verschiedene Werte  des  diskriminierungsparameters  deuten  darauf  hin,  dass  sich  das 
Abstimmungsverhalten der länder bezüglich dieser Vorlage aus der zugrunde gelegten 
dimension  des  Politikraums  rekonstruieren  lässt.  Ein  positiver  (bzw.  negativer) Wert 
bedeutet,  dass  die landesregierungen  auf  der  rechten  (bzw.  linken)  Seite  der  latenten 
dimension  tendenziell  der Vorlage  zustimmen  und  landesregierungen  auf  der  linken 
(bzw.  rechten)  Seite  eher  ablehnen. die größe  des  Schätzparameters  gibt  die  Intensi-





Aber:  keine beschreibung  und  kein Modell  ohne Vereinfachungen. bisher  nehmen 





rat wäre mit  einer  solchen Annahme von vornherein nicht  zu beantworten. Allerdings 
wollen wir ja gerade testen, unter welchen bedingungen wir Abhängigkeiten einzelner 
landesregierungen  feststellen  können,  sich  den  Interessen  der  jeweiligen  bundespar-
tei womöglich zu beugen, statt den ländereigenen sachpolitischen Interessen zu folgen. 






























Kj = 1 − [| Summe der Ja-Stimmen – (35 bzw. 46 ) | / (35 bzw. 46)].
Empirisch schwanken die Werte zwischen 0,1 und 0,9, wobei in der hälfte der Fälle 
hohe Knappheit mit Werten von mindestens 0,8 vorliegt.
Somit  erweitern  wir  unser  Modell  und  schätzen  die  Wahrscheinlichkeit 
Pr (Jaij) = Pr (y∗ij > 0) = (βjxi − αj + δjKjLi) , dass ein land i einer Vorlage j zustimmt, 















tifiziert. Wir setzen daher a priori den Mittelwert und die Varianz der  Idealpunkte der 
gemischten landesregierungen auf 0 bzw. 1 und den Idealpunkt der bayerischen Regie-







sehen sein wird, die Ableitung spezifischer Aussagen aus den Schätzergebnissen (z. B. 
„Eine Cdu-geführte landesregierung  in X  ist  linker als eine SPd-geführte landesre-
14  das heißt, wir orientieren den Politikraum so, dass die CSu-geführte bayerische landesregie-
rung rechts von der Mitte steht. Dies erleichtert die Interpretation. Zur Identifikation solcher 
Modelle s. z. b. Finke (2006, S. 158–159) oder Clinton et al. (2004, S. 356–357).









(βjxi − αj + δjKjLi)
yij × (1−(βjxi − αj + δjKjLi))
1−yij
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nen Sachthemen betrachtet werden. Wir  tun  dies  in  drei  Schritten. Zunächst wird  das 
erste, einfache Modell geschätzt, das unterstellt, das Abstimmungsverhalten im bundes-
rat sei nicht durch Parteidruck beeinflusst. Spielt Parteipolitik keine Rolle, dann sollten 
die geschätzten Positionen ausschließlich die unterschiedlichen Interessen der landes-
regierungen widerspiegeln, die sich aus dem horizontalen Konflikt der Länder und dem 
ideologischen Konflikt der Parteien ergeben. Im zweiten Schritt der Analyse wird dieses 
Modell um die Möglichkeit  eines Parteidrucks erweitert, um zu  sehen,  inwieweit  sich 









litätsintervallen, dem bayesianischen Äquivalent zu den Konfidenzintervallen. Auf der 
rechten Seite der latenten Dimension finden sich die Positionen der bayerischen CSU-
Regierung,  der Cdu-Regierungen  im Saarland,  in Sachsen und  in Thüringen und der 
christlich-liberalen Koalitionen in baden-Württemberg und hessen. Auf der linken Seite 
positionieren sich die rot-grünen Regierungen in hamburg, hessen, Sachsen-Anhalt und 




Dass die Positionen einen ideologischen Konflikt widerspiegeln, zeigt sich insbe-
sondere, wenn man die geschätzten Positionen verschiedener landesregierungen eines 
bundeslandes miteinander  vergleicht. hier  ist  leicht  zu  erkennen,  dass  die  extrahierte 
latente dimension  stärker  durch  die  parteipolitische Zusammensetzung  der Regierung 


















































heißt: Mit  einer  kleinen Wahrscheinlichkeit  nehmen  die  beiden hamburger Regierun-
gen eine ähnliche sachpolitische Position im bundesrat ein. die arglose betrachtung des 
Abstimmungsverhaltens lässt dies nicht erkennen, da die parteipolitische Motivation zu 





polarisiert  ausfällt  als die Positionen  im Modell ohne Parteidruck. den höchsten Wert 
erhält dabei die rot-grüne Koalition in Schleswig-holstein mit 79 %, den geringsten die 




die  bisherigen  Ergebnisse  zeigen,  dass  sich  das  Verhalten  der  landesregierungen 





Teil von Abb. 4 stellt die themenspezifische Auswirkung des Parteidrucks, , zusammen. 
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um diesen zu schätzen, wurden wie bereits erwähnt Cdu- bzw. Cdu/FdP-Regierungen 





Vorlage  bzw.  auf  die  roten  und  rot-grünen Regierungen  zugunsten  einer Vorlage. die 
Kredibilitätsintervalle der Vorlagen, die entweder komplett auf der negativen oder posi-
tiven Seite  liegen, wurden dick abgebildet. Für solche Vorlagen offenbart sich der  tat-







Seit dem Regierungswechsel 1998 findet man den Parteidruck in beiden Richtungen.  
Abstimmungen  ohne  systematischen  Parteidruck  sind  dadurch  gekennzeichnet,  dass 
die  entsprechenden Kredibilitätsintervalle  weder  gänzlich  auf  der  negativen  noch  auf 








Parteilinien, sondern aufgrund landesspezifischer Interessen. So fanden diese Gesetze die 













zwischen  dem Ausmaß  des  Parteidrucks  und  der nähe  zur  nächsten bundestagswahl. 
Zwar häufen sich Abstimmungen mit ausgeübtem Parteidruck vor der bundestagswahl 
00; aber auch nach den Wahlen 1994 und 00 sind häufiger nichttriviale Effekte des 
Parteidrucks zu beobachten.
Betrachten wir nun die Konfliktintensität eines Sachthemas. Abbildung 5 zeigt  den 
Zusammenhang zwischen der Konfliktintensität, β, und dem Effekt des Parteidrucks, δ. 
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tendenziell  dem gesetz  zustimmen und landesregierungen  auf  der  linken  (bzw.  rech-
ten)  Seite  eher  ablehnen. Wie Abb.  5  zeigt,  gibt  es  einen  klar  erkennbaren,  positiven 
Zusammenhang zwischen diesem Maß der Konfliktintensität und dem Effekt des Partei-
drucks. Dieser legt nahe, dass Parteidruck gerade dann ausgeübt wird, wenn die Konflikt-




oder weniger quer zum latenten Konflikt und waren auch vom Parteidruck wenig beein-
flusst, sodass sich die Kredibilitätsintervalle über Null erstrecken (○ in Abbildung). Die 
parteiliche Auseinandersetzung, die im Parteidruck ihren Ausdruck findet, stimmt jedoch 
nicht perfekt mit dem Konflikt auf der latenten Dimension überein. Bei elf Gesetzen (∆ 
in Abbildung) wurde Parteidruck ausgeübt, obwohl die latente dimension nur wenig den 
sachpolitischen Konflikt beeinflusste, so zum Beispiel beim Gesetz über die geringfügige 
beschäftigung (Thema 25). das umgekehrte gilt für zwei gesetze, bei denen die Abstim-

























freilich  immer  auch  von  der Angemessenheit  der  getroffenen Annahmen  ab.  bei  der 
Spezifizierung des statistischen Modells haben wir angenommen, der latente Hauptkon-
flikt der Landesregierungen innerhalb des Bundesrats sei einfacher Art und könne auf 
einer einzelnen dimension abgebildet werden. Man mag einwenden, dass das eine starke 
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Annahme ist, da beispielsweise der Interessenkonflikt zwischen den Ländern bezüglich 
des horizontalen Länderfinanzausgleichs nur geringfügig, wenn überhaupt, mit dem par-
teipolitischen Konflikt korreliere.












Rechtfertigungsgrund  für  ein Modell  liefert. So  lässt  sich  im vorliegenden Fall  das Abstim-
mungsverhalten eines landes bereits gut mit der Zugehörigkeit zum Regierungs- bzw. Oppo-
























































Zeitraum von 1990 bis 005 identifizierten und analysierten wir 4 nicht-einstimmige 
namentliche Abstimmungen. Mithilfe neuerer bayesianischer Skalierungsmodelle extra-







bundesratsakteure  hinreichend  plausibel  über  ihre  Positionierung  auf  einer  einzelnen 












































gen Regelung. Dabei haben wir nicht weiter spezifiziert (und haben auch keine einfache 








landesregierung  zurückzuführen  ist,  sondern  der Parteidruck der bundesparteien mit-
unter, aber eben nicht immer einen beträchtlichen Einfluss hat.
Wird der bundesrat durch die bundespolitik parteipolitisch instrumentalisiert? unsere 
Ausführungen zeigen, dass es auf diese scheinbar einfache Frage nur eine differenzierte 
Antwort geben kann. In der Tat können wir Situationen identifizieren, in denen das Ver-





überstehen.  doch  es  gibt  wenige  hinweise  darauf,  dass  die  länderregierungen  ihren 
bundespolitischen lagerführern blind  folgen würden.  Im gegenteil: Für die Mehrzahl 
der  von uns  betrachteten namentlichen Abstimmungen  im bundesrat  können wir  kein 
derartig kompetitives Parteienverhalten nachweisen (für eine ähnliche Schlussfolgerung 
vgl. lehmbruch 2000). das Verhalten der bundesratsvertreter lässt sich gut auf der basis 
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